
 

 

Energiestrategie 2050: Stellungnahme des SGB 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Gelegenheit, uns zur Vernehmlassungsvorlage der Energiestrategie 2050 
vernehmen zu lassen. Wir nehmen nachstehend wie folgt Stellung. 

Grundsätzliche Bemerkungen 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB setzt sich seit Jahren entschieden für eine umwelt-
schonende, sichere und sozialverträgliche Energieversorgung ein. Wir begrüssen den deutlichen 
politischen Willen zur Energiewende, der in der Energiestrategie 2050 zum Ausdruck kommt. 
Aber wir stellen fest, dass mit dem ersten Massnahmenpaket die Klimaziele nicht erreicht wer-
den. Die in Aussicht gestellte zweite Etappe der Energiewende mit einer Lenkungsabgabe (öko-
logische Steuerreform) muss bezüglich Energieeffizienz und Verbrauchsreduktion sehr viel stär-
ker als die bis jetzt anvisierten Massnahmen wirken, damit beim Klimaschutz nachgebessert wer-
den kann und gesundheitliche wie auch ökologische Risiken minimiert werden.  

Der langfristige Prozess zu einer Energieversorgung mit erneuerbaren Energien braucht eine 
starke Führung durch die öffentliche Hand: koordiniertes Vorgehen von Bund, Kantonen und 
Gemeinden, Vorgaben zu Energiepreisen, zu Fördermitteln und zu Effizienzstandards schaffen 
die nötige Planungssicherheit und vermeiden unnötige Kosten.  

Aus gewerkschaftlicher Sicht sind folgende Eckpunkte die Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Energiewende: 

 zuverlässige Energieversorgung 
 Sicherung von qualifizierten Arbeitsplätzen 
 sozialverträgliche Kostenaufteilung und nachhaltige Investitionen 
 Förderung von Forschung und Entwicklung 

1 Energieversorgung ist Service Public – keine weitere Liberalisierung des Strommarkts 

Die Energieversorgung ist eine Aufgabe der öffentlichen Hand. Die erste Teilmarktöffnung für 
Grossverbraucher hat keine signifikante Strompreissenkung und keinen produktiven Wettbewerb 
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ausgelöst. Der grösste Teil der Unternehmen mit Marktzugang hat sich wegen Preistransparenz 
und Planungssicherheit entschieden, in der Grundversorgung zu verbleiben.  

Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen der öffentlichen Hand, speziell die Stadtwerke, sind die 
Innovationstreiber für die Energiewende. Energieeffizienzberatung für die Bevölkerung und Un-
ternehmen, Zubau von dezentralen erneuerbaren Energien, Konvergenz von diversifizierter Ener-
gieproduktion und Versorgungssystemen – die EVU der öffentlichen Hand sind für die  Energie-
wende gut gerüstet und finanziell stabil. 

Das neue Geschäftsmodell der Energiestrategie setzt auf Stromverbrauchsreduktion der EVU. 
Unter diesen Bedingungen eine zweite Marktöffnung anzustreben ist direkt abenteuerlich. Die 
EVU müssten Strom einsparen und gleichzeitig um die Kundschaft wetteifern. Nur die Kalkulation 
mit einer stabilen Kundschaft schafft für die EVU die verlässlichen und wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen in der Energiewende. 

2 Netze als natürliches Monopol unter öffentlicher Führung 

Der SGB hat bereits vor Jahren gefordert, dass das Netz im Besitz der öffentlichen Hand sein 
muss. Diese Forderung ist dringlich, denn der grösste Kostenfaktor in der Energiewende ist nebst 
dem Rückbau der AKW der Um- und Ausbau des Stromnetzes. Das Übertragungsnetz ist neu im 
Besitz der Swissgrid, deren Aktienmehrheit die grossen Stromkonzerne halten. Diese stehen un-
ter finanziellem Druck: Der Bau der grossen Pumpspeicherwerke ist aufwändig und die Stillle-
gung und der Rückbau der AKW wird teuer, die Fonds sind ungenügend alimentiert. Die Strom-
konzerne setzen auf Grossprojekte, auf Stromhandel und den Ausbau des Übertragungsnetzes.  

Die inländische dezentrale Versorgung mit erneuerbaren Energien stellt hingegen Anforderungen 
ans Verteilnetz und an Speichertechnologien. Die Investitionsentscheide, die jetzt getroffen wer-
den, spuren das Konzept der Energiewende in der Schweiz vor. Sie dürfen nicht von den Partiku-
larinteressen einzelner Stromkonzerne bestimmt werden. Finanziert wird der Ausbau des Strom-
netzes durch Zuschlag auf dem Strompreis, die Kosten tragen die Verbraucher – Unternehmen 
und Bevölkerung. Deshalb müssen Entscheide zum Netzausbau demokratisch legitimiert sein. 
Die Kantone und diverse Gemeinden halten indirekt über ihre Beteiligungen an den Stromunter-
nehmen die Aktienmehrheit an der nationalen Netzgesellschaft, im Verwaltungsrat der Swissgrid 
bestimmen aber die Stromunternehmen. Die öffentliche Hand muss ihren Einfluss als Mehrheits-
eignerin direkt wahrnehmen und Sachverständige in den Verwaltungsrat der Swissgrid delegie-
ren, die gegenüber Parlament und Regierung Transparenz garantieren.  

3 Sicherung von qualifizierten Arbeitsplätzen durch Gesamtarbeitsvertrag 

Die Energiebranche steht unter Druck, der sich in Arbeitsplatzabbau, Auslagerung von ganzen 
Abteilungen an Subunternehmen und einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen äussert 
(Löhne und Zuschläge für Schichtarbeit). Das ist eine prekäre Ausgangslage für die Energiewen-
de, da es gerade im gesamten Netzbereich, im Übertragungs- und Verteilnetz, hochqualifizierte 
wie auch erfahrene Fachleute braucht. Der Swissgrid kommt in dieser Entwicklung eine zentrale 
Rolle zu, denn sie vergibt die Aufträge für den Unterhalt und Ausbau des Übertragungsnetzes. 
Die beauftragten Firmen sind heute häufig nicht mehr Abteilungen der Stromunternehmen, son-
dern Tochterfirmen oder unabhängige Gesellschaften mit deutlich schlechteren Arbeitsbedin-
gungen als vorher. Die Branche verliert so sehr schnell an Attraktivität für hochqualifizierte und 
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dringend benötigte Fachleute. Das ist ein gefährlicher Trend, da der Zustand der Netzinfrastruk-
tur ein entscheidender Faktor in der Energiewende ist. Eine zuverlässige Stromversorgung aus 
erneuerbaren Energiequellen ist komplex und nur mit genügend erfahrenem und hochqualifizier-
tem Personal zu gewährleisten. Der SGB fordert deshalb den Bund auf, sich beim Branchenver-
band wie den Kantonen und Gemeinden mit Beteiligungen an Stromunternehmen und EVU dafür 
einzusetzen, dass jetzt ein Gesamtarbeitsvertrag ausgehandelt wird. In der gleichen Konsequenz 
darf die nationale Netzgesellschaft Aufträge nur noch an Firmen vergeben, die gute Arbeitsbe-
dingungen bieten und kein Lohndumping betreiben. Nur auf die kostengünstigste Offerte zu set-
zen, schadet der Branche und der Infrastruktur nachhaltig. 

4 Die Kosten fair verteilen –  eine ökonomisch und sozial nachhaltige Energiestrategie 

Die Kosten der Energiewende sollen zu einem Grossteil durch die Endverbraucher (Abgaben und 
Zuschläge auf dem Strompreis) finanziert werden. Gleichzeitig soll ein grosser Kreis von Unter-
nehmen davon befreit werden. Grosszügige Steuerabzüge sollen Anreiz für Gebäudesanierungen 
bieten. Und durch die erwünschte Energieeffizienz würden sich die Einnahmen durch die Mine-
ralölsteuer ab 2020 jährlich um 410 Mio. Fr. verringern. Eine Analyse dieser komplexen Wech-
selwirkung von Energieeffizienz und Mindereinnahmen fehlt in der Energiestrategie, obwohl dies 
den Spielraum der öffentlichen Hand in der Energiewende beträchtlich verengen dürfte.   

Die Energiewende kann ökologisch, ökonomisch und sozial nachhaltig umgesetzt werden. Dafür 
müssen die Kosten auf alle Endverbraucher fair verteilt werden. Die Überschneidung zwischen 
erstem Massnahmenpaket und der Einführung einer Lenkungsabgabe darf nicht zu lang sein:   

 Transparente Strom- und Energiepreispolitik 
 Nur wenige (sehr energieintensive) Unternehmen von Zuschlägen und Abgaben entlasten 
 keine zusätzlichen Steuerabzüge für Gebäudesanierungen 
 zeitliche Begrenzung des Gebäudeprogramms auf Einführung der Lenkungsabgabe 
 faire, aber nicht gewinnbringende Einspeisevergütung  
 kürzere Laufzeit von Vergütungen 

5 Chancen für den Werkplatz und Forschungsstandort Schweiz nutzen 

Der Zubau mit erneuerbaren Energien im Inland wird starke Impulse für diverse Branchen auslö-
sen. Die Ausbildung in MINT-Berufen (Produktions-, Netz- und Speicherungstechnologien), in 
Energieberatung und -sanierung muss forciert werden.  

Die Schweiz darf die Chance nicht verpassen. Sie verfügt über ausgezeichnete Lehrgänge an 
technischen Hochschulen und europaweit über die besten Infrastrukturen in Logistik, Kreislauf-
wirtschaft, Verkehr und Energie. Der SGB fordert die rasche Umsetzung von Empfehlungen der 
eidgenössischen Energieforschungskommission CORE: 

 Förderung der anwendungsorientierten Energieforschung 
 Zusammenarbeit von Hochschulen mit den KMU forcieren 
 Ausbildung in technischen Berufen auch auf sekundärer Stufe fördern 

Eine aktive Beteiligung an der technologischen Entwicklung vermeidet kostspielige Fehlinvestiti-
onen und schafft qualifizierte Arbeitsplätze in der Energiewende.  
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6 Energiewende heisst auch Verkehrswende: Ausbau des öffentlichen Verkehrs 

Die Energiestrategie beschränkt sich im Bereich Mobilität auf Emissionsrichtlinien und vage Vor-
schläge zur Effizienzschulung und zur Nutzung der Infrastruktur für erneuerbarer Energie. Es fehlt 
eine Mobilitätsstrategie. Personenverkehr und Güterverkehr werden in den kommenden Jahren 
massiv zunehmen. Eine flächendeckende Versorgung durch den öffentlichen Verkehr ist integra-
ler Teil der Energiewende. Der SGB fordert deshalb: 

 Aufstockung der FABI im Bahninfrastrukturbereich nach Beschluss Ständerat 
 zügiger Ausbau des 4 Meter Korridors im alpenquerenden Schienentransitverkehr 
 günstigere Bedingungen für den Schienengüterverkehr in der Fläche 
 keine stärkere Belastung der NutzerInnen des öffentlichen Verkehrs 
 CO2-Abgabe auf Treibstoffen 

Allgemeine Fragen 

1 Sind Sie insgesamt mit der Vernehmlassungsvorlage zur Energiestrategie 2050 einverstan-
den? 
 

 Ja  

Bemerkungen: 
Eine übergreifende Planung von Bund, Kantonen und Gemeinden ist entscheidend. Siedlungs-
entwicklung, Verkehrs- und Energiestrukturen müssen miteinander abgestimmt werden, die de-
zentrale Planung muss kantonsübergreifend erfolgen. Landschaftsschutz und der Zubau von er-
neuerbaren Energien dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden und demokratische Rechte 
müssen gewahrt bleiben. Wenn erneuerbare Energien strukturschwachen Regionen eine signifi-
kante Wertschöpfung bringen, ist dies auch Gewähr für eine erhöhte gesellschaftliche Akzeptanz. 
Die Studie der Schweizerischen Energiestiftung SES zum kantonsspezifischen Arbeitskräftepo-
tenzial durch erneuerbare Energien ist diesbezüglich von grossem Nutzen.  

Die öffentliche Hand ist mit der Energiestrategie auch selbst als Arbeitgeberin in der Pflicht, unter 
künftig komplexen Bedingungen dafür zu sorgen, dass die Qualität der Arbeitsplätze in der Ener-
giebranche während dieses Prozesses gut bleibt und dass in die Qualifikation der Mitarbeitenden 
investiert wird.  

2 Sind Sie mit dem etappierten Vorgehen der Energiestrategie 2050 einverstanden (zweite 
Etappe gemäss Ziffer 1.4 im erläuternden Bericht)? 
Erläuternder Bericht: 1.3 (erstes Massnahmenpaket), 1.4 (zweite Etappe)  
 

 Ja  

Bemerkungen: 
Die Etappierung mittels eines ersten Massnahmenpakets ist sinnvoll, damit der Prozess in ab-
sehbarer Zeit in Gang gesetzt werden kann. Ebenfalls macht es Sinn, im Paket einen Schwer-
punkt in der Energieeffizienz zu setzen, da der Stromverbrauch unbedingt stabilisiert, nach Mög-
lichkeit auch reduziert werden muss. Die Etappierung muss aber die Weichen für die zweite Pha-
se mit der Lenkungsabgabe richtig stellen. Vermutlich kommt es zu einer Überschneidung von 
Fördersystem (Vergütungsverträge und Investitionsbeiträge) mit Lenkungssystem während eines 
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Zeitraums von 6 oder mehr Jahren. Es braucht eine Analyse der Belastung der Endverbraucher 
und der Zunahme von Mitnahmeeffekten in dieser Phase.  

Die Etappierung darf den Zubau von erneuerbaren Energien nicht verzögern, sonst ist der Aus-
stieg aus der Atomenergie gefährdet. Der Zubau von Photovoltaik muss sehr viel forcierter ange-
gangen werden, dies ist auch ein grundsätzlich strategischer Entscheid für einen Schwerpunkt 
auf  inländischer Stromproduktion (und Wertschöpfung) gegenüber hohem Stromimport. Auch 
wenn zum jetzigen Zeitpunkt Stromimport günstiger ist als die Förderung einer inländischen Pro-
duktion von erneuerbaren Energien, ist diese Sichtweise kurzsichtig: Sie ignoriert die Dynamik 
der Gestehungskosten der Photovoltaik und sie behindert die produktive Anwendung von Tech-
nologieentwicklungen im Inland wie auch deren hohes Exportpotenzial.  

3 Sind Sie damit einverstanden, den schrittweisen Ausstieg aus der Kernenergie mit dem vor-
liegenden Massnahmenpaket zu verknüpfen? 

 
 Ja  

Bemerkungen: 
Der Ausstieg aus dem Atomstrom ist nur möglich mit einem Massnahmenpaket, das einen zügi-
gen Umstieg in erneuerbare Energien und verbindliche Vorgaben zur Energieeffizienz umsetzt. 
Der SGB anerkennt die komplexe Problematik von definierten Ausstiegsdaten der einzelnen 
AKW (Druck auf Aktien der Stromkonzerne, ungenügende Äufnung der Fonds, mögliche Re-
gressforderungen an Bund und Kantone, Überwälzung der Kosten des Rückbaus auf die Allge-
meinheit). Andrerseits stellt sich bereits jetzt dringend die Frage, wie sinnvoll die Nachrüstung der 
AKW noch ist. Die Investitionen müssen ab jetzt forcierter für den Ausstieg getätigt werden: Die 
Stilllegungs- und Entsorgungsfonds müssen rascher geäufnet werden und das Renditeziel der 
Fonds ist nach unten anzupassen.  

Die veranschlagten Kosten von 20 Milliarden Fr. für den Rückbau aller AKW schätzt der SGB als 
zu gering ein. Am Rückbau des AKW Greifswald wird seit 20 Jahren gearbeitet und die Kosten 
beziffern sich dort mittlerweile auf über 12 Mia. Euros. Dabei handelt es sich zwar um einen an-
deren Reaktortypus, aber die Dauer des Rückbaus ist durchaus vergleichbar. Für Beznau wird 
zurzeit mit 17 Jahren Rückbau gerechnet. Das heisst allerdings auch in positivem Sinne, dass der 
Ausstieg aus der Atomenergie auf Jahrzehnte hinaus Arbeitsplätze schaffen wird. 

Kernenergiegesetz 

4 Sind Sie damit einverstanden, dass Rahmenbewilligungen für die Erstellung neuer Kernkraft-
werke nicht mehr erteilt werden dürfen? 

 Kernenergiegesetz, Art. 12 Abs. 4 (neu) 
 Erläuternder Bericht: 1.2 sowie 2.2.6 

 
 Ja  
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Zweck, Ziele, Grundsätze Energiegesetz 

5 Sind Sie damit einverstanden, dass Ausbauziele für die Produktion von Elektrizität aus erneu-
erbaren Energien sowie Verbrauchsziele gesetzlich festgelegt werden? 

 EnG Art. 2 und 4, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: Gesamt sowie insbesondere 1.2, 1.3, 1.6, 2.1 (1. Kapitel)  

 
 Ja  

Bemerkungen: 
Es ist richtig, Ziele für den Zubau von erneuerbaren Energien und Verbrauchsziele zur Absen-
kung des Energiebedarfs (nicht nur Strom) festzulegen, damit an diesen die Wirkung der Mass-
nahmen überprüft werden kann. Es müssten bereits für das Jahr 2020 Zielwerte festgelegt wer-
den und die Zielwerte für das Jahr 2035 ambitionierter sein. Das Potenzial der Wasserkraft ist 
nach Einschätzung des SGB bereits heute weitgehend ausgeschöpft, der weitere Zubau von 3 
TWh würde unnötig mit dem Landschaftsschutz kollidieren. Stattdessen wird das Potenzial der 
Photovoltaik zu tief angesetzt. Dies ist falsch, die Gestehungskosten entwickeln sich laufend nach 
unten und Produktionsanlagen sind wenig invasiv und gesellschaftlich akzeptiert.  

Energieeffizienz 

Gebäude 

6 Sind Sie mit der vorgesehenen Erhöhung der Gesamtmittel von Bund und Kantonen zur Ver-
stärkung des Gebäudeprogramms ab 2015 auf maximal 600 Millionen Franken pro Jahr ein-
verstanden? 

 CO2-Gesetz, Änderungen Art. 29 und Art. 34 
 Erläuternder Bericht: 1.3.1 (Gebäude) sowie 2.2.2 

 
 Ja  Nein  

Bemerkungen: 
Im Gebäudebereich besteht ein riesiges Spar- und Effizienzpotenzial, welches ausgeschöpft wer-
den soll. Die schnellste Wirkung haben verschärfte Vorschriften für Geräte, Anlagen und Leuch-
ten und ein Verbot von Elektroheizungen.  

Der SGB stellt sich nicht gegen eine Ausweitung des Gebäudeprogramms, ist aber gegen die 
vorgeschlagene Finanzierung durch eine höhere Umlagerung der CO2-Abgabe, da dies ihren 
Charakter als Lenkungsabgabe noch mehr verfälscht. Effektiv werden mit der Teilzweckbindung 
die Einkommen der Arbeitnehmenden geschmälert um Gebäudesanierungen zu subventionieren. 
Das ist der falsche Weg, da die Mitnahmeeffekte bei Gebäudesanierungen sehr hoch sind.  

Zudem fordert der SGB flankierende Massnahmen, damit durch das Gebäudeprogramm die 
Wohnkosten in Ballungszentren nicht zusätzlich in die Höhe getrieben werden: 

 Transparenz bei der Auszahlung von Fördergeldern für MieterInnen 
 keine Fördergelder bei Sanierungen mit vorhergehenden Leerkündigungen 
 Überprüfung der Mietzinse nach Sanierungen 
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7 Welche Variante bevorzugen Sie bei der Änderung der gesetzlichen Grundlage für die Ver-
 wendung des Ertrags aus der CO2-Abgabe für den Gebäudebereich? 
 CO2-Gesetz, Änderungen Art. 29 und Art. 34 
 Erläuternder Bericht: 1.3.1 (Gebäude) sowie 2.2.2 
 

 Keine Variante 
 
Bemerkungen: 
Der erläuternde Bericht zeigt klar auf, dass auch mit einer erhöhten CO2-Abgabe die Klimaziele 
verfehlt werden. Die Lenkungsabgabe, so wie sie jetzt konzipiert ist, bringt nicht den gewünsch-
ten Effekt. Der SGB unterstützt deshalb keine der vorgeschlagenen Varianten, sondern fordert 
den Bundesrat auf, sehr bald eine Analyse dazu vorzulegen, welcher Art eine Lenkungsabgabe 
sein müsste, die zielführend sein kann. Im Gebäudeprogramm müssen die Globalbeiträge an die 
Kantone daran geknüpft sein, dass diese ein harmonisiertes Förderprogramm zum Austausch 
von Ölheizungen und ortsfesten elektrischen Widerstandsheizungen umsetzen.   

8 Sind Sie damit einverstanden, dass Kosten für Gebäudeinvestitionen, die dem Energiesparen 
 und dem Umweltschutz dienen, über drei Jahre verteilt steuerlich abgezogen werden können, 
 und dass ab 2025 Investitionen (vgl. erläuternder Bericht: 2.2.3), die dem Energiesparen und 
 dem Umweltschutz dienen nur dann steuerlich abzugsberechtigt sind, wenn das betroffene 
 Gebäude einen bestimmten energetischen Mindeststandard aufweist?  
 Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer, Art. 31a (neu), Art. 32 Abs. 2bis (neu), Art. 32 
 Abs.2ter (neu), Art. 67a (neu) und Art. 205e (neu); Bundesgesetz über die Harmonisierung 
 der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden, Art. 9 Abs. 3bis bis Abs. 3quinquies (neu), 
 Art. 10 Abs. 1ter (neu), Art. 25 Abs. 1ter und Art. 72q (neu) und 78f (neu) 
 Erläuternder Bericht: 1.3.1 (Gebäude), 2.2.3 und 2.2.4  
 

 Nein  
 
Bemerkungen: 
Der SGB ist gegen weitere steuerliche Entlastungen, zumal deren Lenkungswirkung für umfas-
sendere Sanierungen gering ist. Bereits heute ist es möglich, die Kosten von Sanierungen über 
zwei Jahre hinweg steuerlich geltend zu machen. Bund und Kantonen gehen nach Schätzung ei-
ner interdepartementalen Analyse jährlich Steuereinnahmen in Milliardenhöhe verloren (Bund ca. 
280 Mio., Kantonen ca. 1.3 Mrd.) und Steuerabzüge haben immer den unerwünschten Effekt, 
dass hohe Einkommen vor bescheideneren begünstigt werden.  

Mobilität 

9 Sind Sie mit der Verschärfung des CO2-Emissionszielwerts für die erstmals in Verkehr gesetz-
 ten Personenwagen auf durchschnittlich 95 g CO2/km bis Ende 2020 einverstanden? 
 CO2-Gesetz, Änderung Art. 10 
 Erläuternder Bericht: 1.3.1 (Mobilität) sowie 2.2.2 
 

 Ja  
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Bemerkungen: 
Der SGB begrüsst die Verschärfung der Emissionswerte. Es macht ebenfalls Sinn, dass dem 
Bundesrat mit Art. 10a die Kompetenz erteilt wird, die Zielwerte ohne Gesetzesänderung anzu-
passen.  

Der SGB fordert einmal mehr, dass eine Abgabe auf Treibstoffen erhoben wird, da diese eine 
Wirkung auf das Mobilitätsverhalten hätte, den öffentlichen Verkehr konkurrenzfähiger machen 
würde und den Tanktourismus aus dem nahen Ausland eindämmen könnte. 

10 Sind Sie mit der Einführung eines CO2-Emissionszielwerts für die erstmals in Verkehr gesetz-
 ten Lieferwagen und leichten Sattelschleppern und dessen Festlegung auf durchschnittlich 
 175 g CO2/km bis Ende 2017 und auf durchschnittlich 147 g CO2/km bis Ende 2020 ein
 verstanden? 
 CO2-Gesetz, Änderung Art. 10 
 Erläuternder Bericht: 1.3.1 (Mobilität) sowie 2.2.2 
 

 Ja 

Energieversorgungsunternehmen und Unternehmen der Energiewirtschaft 

11 Sind Sie damit einverstanden, dass Elektrizitätslieferanten Zielvorgaben zur stetigen Steige-
 rung der Effizienz beim Elektrizitätsverbrauch erfüllen müssen (mittels Einführung von soge-
 nannten weissen Zertifikaten)? 
 EnG, Art. 43 bis 46, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.1 (Energieversorgungsunternehmen) sowie 2.1 (6. Kapitel 3. Ab-
 schnitt) 
 

 Ja   
 
Bemerkungen: 
Der SGB befürwortet grundsätzlich den konzeptionellen und fundamentalen Wechsel, der hier 
beabsichtigt wird. Die EVU sind die zentralen Akteure für die Energiewende, da sie die Energie-
versorgung gewährleisten, über vielfältiges Fachwissen verfügen und in direktem Kontakt mit den 
Endverbrauchern stehen:  

 Die Zielvorgaben sollten die Reduktion des gesamten Energieverbrauchs umfassen. Viele 
EVU bieten bereits heute erfolgreich Effizienzberatung für Haushalte und Unternehmen an. 
Auf diesen Erfahrungen soll aufgebaut werden.   

 Das Geschäftsmodell der soeben preisgekrönten Services Industriels de Genève zeigt, dass 
Energieeffizienz gewinnbringend betrieben werden kann ganz ohne den Aufwand mit Zertifi-
katen.  

 Eine weitere Liberalisierung des Strommarkts wäre in diesem Konzept der Zielvorgaben zur 
Verbrauchsreduktion verheerend. 

 Es gibt kein Konzept für kleine EVU (Art. 43 Abs. 3). Von diesen gibt es in der Schweiz Hun-
derte, sie sind als reine Elektrizitätslieferanten und Netzunterhalter im Verteilnetz tätig. Hier 
droht Ressourcenverlust und Arbeitsplatzabbau, den man sich aber in der Energiewende 
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nicht leisten kann. Der Umbau im Verteilnetz, die dezentral ausgerichtete Produktion von er-
neuerbaren Energien, die Versorgungssicherung und kleinräumige Speicheroptionen müssen 
sich auf solides und hoch qualifiziertes Fachwissen vor Ort abstützen können. Es muss in die 
Aus- und Weiterbildung der Angestellten dieser EVU investiert werden.  

 Es wäre sinnvoll, die EVU in die WKK-Strategie (siehe dazu Fragen 26ff) einzubinden, da die-
se eine wesentliche Komponente der gesamten Energieeffizienz darstellt. Die EVU betreiben 
WKK-Anlagen, dies könnte in die Zielvereinbarungen einfliessen. Aber auch in der Installation 
und im Unterhalt vor Ort bei der Kundschaft wären sie geeignet, für den optimalen Einsatz 
dieser Technologie zu garantieren. 

12 Sind Sie damit einverstanden, dass der Bund Unternehmen der Energiewirtschaft aus Grün
 den der Transparenz und Information verpflichten kann, Daten zu veröffentlichen (insbeson
 dere bezüglich Strom- und Wärmeverbrauch von Kundengruppen sowie bezüglich Angebo-
 ten und Massnahmen zur Förderung einheimischer und erneuerbarer Energien und der 
 Energieeffizienz)? 
 EnG, Art. 62, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 2.1 (9. Kapitel) 
 

 Ja   
 
Bemerkungen: 
Der SGB begrüsst diese Massnahmen, da nur so ein Monitoring gewährleistet sein kann. Dieses 
ist dringlich nötig. Hier ist auch Aufschluss über die Produktivität der Pumpspeicherwerke und 
deren Beitrag an die Versorgungssicherheit gefordert. 

Industrie und Dienstleistungen 

13 Sind Sie mit der Ausweitung der wettbewerblichen Ausschreibungen auf Elektrizitätsproduk-
 tion und -verteilung einverstanden? 
 EnG, Art. 33, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.1 (Industrie und Dienstleistungen) sowie 2.1 (4. Kapitel) 
 

 Ja  

14 Sind Sie damit einverstanden, dass sich Endverbraucherinnen und Endverbraucher mit einem 
 Elektrizitätsverbrauch von mehr als 0,5 GWh pro Jahr gegenüber dem Bund zur Steigerung 
 der Stromeffizienz sowie zur Verminderung des CO2-Ausstosses verpflichten können und 
 damit den Netzzuschlag rückerstattet erhalten? 
 EnG, Art. 38, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.1 (Industrie und Dienstleistungen) sowie 2.1 (5. Kapitel 1. Abschnitt) 
 

 Nein  
 
Bemerkungen: 
Der Kreis der abgabebefreiten Unternehmen soll möglichst klein gehalten werden. Er soll auf die 
Unternehmen beschränkt sein, die durch die Energiewende in ihrer internationalen Wettbewerbs-
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fähigkeit beeinträchtigt werden oder auf die energieintensiven Unternehmen, z.B. in der Kreis-
laufwirtschaft, die mit ihrer Tätigkeit einen direkten Beitrag an die Energiewende leisten:  

 Stromkosten im Vergleich zur Bruttowertschöpfung, keinesfalls tiefer als 10% der Bruttowert-
schöpfung 

 Berechnung für einzelne Standortbetriebe und nicht ganze Grossunternehmen 
 zwingende Zielvorgaben zur Energieeffizienz und Reinvestition des rückerstatteten Betrags in 

Massnahmen zur Energieeffizienz 
 zeitliche Beschränkung der Befreiung bis zur Einführung einer allgemeinen Lenkungsabgabe 

Erneuerbare Energien 

15 Sind Sie mit der Einführung einer gemeinsamen Planung von Bund und Kantonen sowie ei-
 nes gesamtschweizerischen Ausbaupotenzialplans für den Ausbau der erneuerbaren Ener-
 gien einverstanden? 
 EnG, Art. 11 und 12, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht:1.3.2 (Unterstützende Massnahmen), 2.1 (2. Kapitel, 2. Abschnitt) 
 

 Ja  Nein 
 
Bemerkungen: 
Eine kantonsübergreifende Analyse des regionalen Potenzials für erneuerbare Energien macht 
Sinn, sie muss aber zwingend auch eine Analyse von Ausschluss- und Schutzgebieten beinhal-
ten. Insbesondere bei der Wasserkraft und Windanlagen muss das Förderpotenzial mit dem 
Landschaftsschutz abgewogen werden, ansonsten keine nachhaltige und wirtschaftliche Planung 
möglich ist: Die hohen Vergütungssätze der KEV für die Wasserkraft setzen hier ganz falsche An-
reize, da sie Produktionsanlagen an wenig ergiebigen Orten möglich machen, die sonst nicht ren-
tabel wären und entsprechend auch gar nicht geplant, geschweige denn gebaut würden. 

16 Sind Sie damit einverstanden, dass die Kantone verpflichtet werden, insbesondere für Was-
 ser- und Windkraft geeignete Gebiete und Gewässerstrecken im Richtplan festzulegen und 
 dazu einen Nutzungsplan vorzulegen? 
 EnG, Art. 13, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.2 (Unterstützende Massnahmen), 2.1 (2. Kapitel, 2. Abschnitt) 
 

 Ja Nein 
 
Bemerkungen: 
Auch hier gilt der gleiche Vorbehalt wie oben. Eine einseitige Nutzungsplanung birgt unnötigen 
Konfliktstoff und verzögert letztlich den Zubau von erneuerbaren Energien. Richtig ist, dass ein 
gewisser Handlungsdruck für die Kantone aufgebaut wird, die Planung der Schutz- und Nut-
zungsgebiete zügig an die Hand zu nehmen. Das schafft für sämtliche Beteiligte, auch für die 
Gemeinden vor Ort, eine geklärte Ausgangslage. 
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17 Sind Sie damit einverstanden, dass für neue Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien ab 
 einer gewissen Grösse und Bedeutung ein nationales Interesses statuiert wird? 
 EnG, Art. 14, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht 1.3.2 (Unterstützende Massnahmen), 2.1 (2. Kapitel, 2. Abschnitt) 
 

 Nein  
 
Bemerkungen: 
Die Grösse ist kein genügendes Kriterium und die Bedeutung ist je nach Blickwinkel und Interes-
senslage ein relatives Kriterium. Z. B. Pumpspeicherwerke, die vor dem beschlossenen Ausstieg 
aus der Atomenergie geplant wurden, mutieren nun zu einem unverzichtbaren Element der Ener-
giewende, da nur durch sie die Versorgungssicherheit gewährleistet sei. De facto sind sie prob-
lematische Kostentreiber, nicht zuletzt auch für den Netzausbau. Eine weitere Schwächung von 
Schutzinteressen ist kontraproduktiv. 

Anschlussbedingungen und Abnahme- und Vergütungspflicht  

18 Sind Sie mit der Einführung einer Eigenverbrauchs-Regelung, d.h. der Schaffung der gesetz-
 lichen Möglichkeit für Anlagebetreiber selbst produzierte Energie selber zu verbrauchen, ein
 verstanden? 
 EnG, Art. 17 Absatz 2, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.2 (Finanzielle Förderung) sowie2.1 (3. Kapitel, 1. Abschnitt) 
 

 Ja   
 
Bemerkungen: 
Eine klare Eigenverbrauchsregelung wird unterstützt. Der Eigenverbrauch entlastet das Verteil-
netz und beansprucht keine Vergütungen. Auch Areallösungen in einem zu definierenden Rah-
men müssten möglich sein ohne dass Netzzuschläge verrechnet werden. Die Eigenverbrauchs-
regelung stellt allerdings hohe Anforderungen an die Netzbetreiber vor Ort und das Net-Metering 
muss präzise geregelt werden. 

Einspeisevergütungssystem  

19 Sind Sie mit dem Ausschluss von Kehrichtverbrennungs- und Klärgasanlagen sowie Anlagen, 
 die teilweise fossile Brenn- oder Treibstoffen nutzen, aus dem Kreis der teilnahmeberechtig
 ten Anlagen einverstanden? 
 EnG, Art. 18 Absatz 4, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht:1.3.2 (Finanzielle Förderung) sowie 2.1 (3. Kapitel, 2. Abschnitt) 
 

 Keine Stellungnahme 

20 Sind Sie mit der Begrenzung der jährlich zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel zur För-
 derung von Photovoltaik-Anlagen einverstanden? Diese Kontingentierung soll als Ersatz für 
 die heutige mehrstufige Regelung mit Gesamtdeckel und Teildeckel dienen. 
 EnG, Art. 20, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.2 (Finanzielle Förderung) sowie 2.1 (3. Kapitel, 2. Abschnitt) 
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Nein  
 
Bemerkungen: 
Die Photovoltaik wird mit dieser Kontingentierung unnötigerweise ausgebremst. Die Entwicklung 
der Gestehungskosten, das grosse und relativ konfliktfreie Potenzial und die Wertschöpfung der 
Branche sprechen für eine sehr viel stärkere und schnellere Nutzung dieser Energiequelle. Der 
SGB spricht sich unter folgenden Voraussetzungen für einen jährlichen Zubau von 100 MW für 
Photovoltaik aus:  

 Vergütungssatz laufend an Gestehungskosten anpassen 
 Vergütung erst zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme festlegen 
 Vergütungsdauer auf 10 Jahre verkürzen 
 

21 Sind Sie damit einverstanden, dass für den Vollzug des Einspeisevergütungssystems und der 
 neuen Aufgaben (Einmalvergütung für kleine Photovoltaik-Anlagen, WKK-Vergütungssystem) 
 eine separaten Stelle in der Form einer Tochtergesellschaft bei der nationalen Netzgesell-
 schaft geschaffen wird? 
 EnG, Art. 65 und 66, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 2.1 (10. Kapitel) 
 

Nein  
 
Bemerkungen: 
Der Vollzug des Vergütungssystems muss von der Swissgrid getrennt werden, da Interessenskol-
lision droht. Die Stromkonzerne als Mehrheitseigner der Swissgrid sind selbst Gesuchsteller bei 
der KEV und Nutzniesser der Einspeisevergütungen. Das Einspeisevergütungssystem sollte von 
einer unabhängigen Bundesstelle betreut werden.  

Einmaliger Beitrag für kleine Photovoltaik-Anlagen 

22 Sind Sie damit einverstanden, dass Photovoltaik-Anlagen mit einer Leistung unter 10 kW aus-
 serhalb des Modells der Einspeisevergütung gefördert werden? 
 EnG, Art. 28-30, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.2 (Finanzielle Förderung) sowie 2.1 (3. Kapitel, 3. Abschnitt) 
  

 Ja   
 
Bemerkungen: 
Ein Investitionsbeitrag von 30% der Anlagekosten bei kleinen Anlagen und der Möglichkeit des 
Eigenverbrauchs ist ein guter Anreiz für Private, zumal dann auch ihre administrativen Aufwände 
für die KEV entfallen. 
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23 Sind Sie damit einverstanden, dass Photovoltaik-Anlagen mit einer Leistung unter 10 kW mit 
 einem einmaligen Beitrag (Einmalvergütung) anstelle der Einspeisevergütung gefördert wer-
 den? Oder bevorzugen Sie – als Alternative zur Einmalvergütung – das Net Metering für die 
 künftige Förderung der kleinen Photovoltaik-Anlagen mit einer Leistung unter 10 kW? 
 EnG, Art. 28-30, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.2 (Finanzielle Förderung) sowie 2.1 (3. Kapitel, 3. Abschnitt) 
 

 Einmalvergütung 
 Net Metering  

 
Bemerkungen: 
Einmalvergütung und Net-Metering in Kombination sind zu bevorzugen. Beim Net-Metering wür-
de der eingespeiste Strom zum selben Tarif wie der eingekaufte Strom verrechnet. 

24 Sind Sie mit damit einverstanden, dass die kleinen Photovoltaik-Anlagen unter 10 kW auf der 
 Warteliste (ohne positiven Bescheid) vom Einspeisevergütungssystem ausgenommen und 
 mittels Einmalvergütung gefördert werden? 
 EnG, Art 71, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 2.1 (3. Kapitel, 2. Abschnitt sowie 12. Kapitel) 
 

 Ja  

Netzzuschlag 

25 Sind Sie mit der Entfernung des Gesamtdeckels sowie der Teildeckel für die Finanzierung der 
 Vergütungen einverstanden? 
 EnG, Art 36, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.2 (Finanzielle Förderung) sowie 2.1 (5. Kapitel) 
 

 Ja  
 
Bemerkungen: 
Die Vergütungssätze für Kleinstwasserkraftwerke und die Risikogarantien für Geothermie müssen 
dringend nach unten korrigiert werden, da sie ein hohes Potenzial suggerieren und die KEV fi-
nanziell stark belasten. Das Einspeisevergütungssystem sollte in pragmatischer Weise den Zubau 
von Anlagen fördern, die sich mittelfristig lohnen und deren Potenzial unter heutigen technologi-
schen Bedingungen bewiesen ist. 

Fossile Kraftwerke 

26 Sind Sie mit der Einführung eines WKK-Vergütungssystems einverstanden? 
 EnG, Art 31 ff., Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.3 sowie 2.1 (3. Kapitel, 4. Abschnitt) 
 

 Ja  
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Bemerkungen: 
Der SGB fordert seit Jahren, dass die WKK-Technologie für die Energiewende eingesetzt wird 
und begrüsst, dass dies in der Energiestrategie nun aufgenommen wird. WKK nehmen in der 
Energiewende eine wichtige Brückenfunktion ein, da sie im Winter Strom produzieren. Die Tech-
nologie bietet sich als Alternative zu einem kostspieligen Ausbau des Übertragungsnetzes und 
zum Stromimport an. Es sollte deshalb verstärkt an der Weiterentwicklung der Technologie, fle-
xiblen Einsatzmöglichkeiten und der Eliminierung des Schadstoffausstosses gearbeitet werden. 
Mit dem Wirkungsgrad der kleineren Anlagen von nahezu 100% bei vollständiger Nutzung der 
erzeugten Wärme sind WKK trotz der CO2-Emission ein zentrales Element der Energieeffizienz.  
Die intensive Forschung zu Speichertechnologien lässt erwarten, dass bereits in wenigen Jahren 
WKK mit synthetischem Gas (aus Wind- und Sonnenenergie) betrieben werden.  

27 Sind Sie mit dem Förderbereich des Vergütungssystems für WKK einverstanden (Anlagen mit 
 einer Feuerungswärmeleistung von 0,35 MW bis und mit 20 MW)? 
 EnG, Art.31 Abs. 1, Entwurf vom 28. September 2012 
 Erläuternder Bericht: 1.3.3 sowie 2.1 (3. Kapitel, 4. Abschnitt) 
 

Nein  
 
Bemerkungen: 
Die Limitierung auf grosse Anlagen schränkt das Potenzial der WKK für die dezentrale Versor-
gungssicherung enorm ein. Denkbar ist der Einsatz von Klein-WKK nach dem Schwarmprinzip, 
die ein eigentliches Wärme- und Stromnetz bilden. Auch der Einsatz in alter Bausubstanz, die 
nicht oder nur unter unverhältnismässig hohen Kosten energetisch saniert werden kann, macht 
Sinn. Hier könnte ein Investitionsbeitrag analog zu kleinen PV-Anlagen zum Zug kommen.   
Die Massnahmen der Energiestrategie sollten einen Schwerpunkt bei der technischen Entwick-
lung und Umsetzung von dezentralen, kleinräumigen WKK-Lösungen setzen und die EVU sollten 
hier eine massgebliche Rolle spielen.  

28 Sind Sie mit der Einführung einer Verpflichtung zur Kompensation sämtlicher verursachter 
 Emissionen, unter gleichzeitiger Befreiung von der CO2-Abgabe, für Anlagen, die am WKK-
 Vergütungssystem teilnehmen, einverstanden? 
 CO2-Gesetz, Art. 22 Abs. 4bis (neu) 
 Erläuternder Bericht: 1.3.3 sowie 2.2.2 
 

 Ja  
 
Bemerkungen: 
Das ist grundsätzlich richtig, allerdings muss hier auch erwähnt sein, dass die CO2-Emissionen 
von WKK-Strom aufgrund des hohen Wirkungsgrads nur halb so hoch sind wie die von Import-
strom. 
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29 Welche alternativen Fördermöglichkeiten für die Wärme-Kraft-Kopplung schlagen Sie vor? 

 Verstärkte Einspeisung von (nicht durch Lebensmittel produziertem) Biogas ins Gasnetz 

 erleichterte Rahmenbedingungen für Import von erneuerbarem (synthetischem) Gas 

 Entwicklung von WKK-Strategien für Kommunen und Gemeinden mit gutem Gasnetz, Einbe-
zug der EVU vor Ort 

 Beteiligung an (europäischen) Forschungsprojekten zu synthetischem Gas und Speicherung 
im Gasnetz 

 CO2-Abgabe auf Importstrom 

Netze 

30 Sind Sie mit den vorgeschlagenen Regelungen zur Verfahrensbeschleunigung auf dem Ge
 biet des Elektrizitätsrechts einverstanden? Dazu gehört insbesondere, dass der Zugang ans 
 Bundesgericht auf Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung eingeschränkt wird. 
 Bundesgerichtsgesetz, Art. 83 Bst. w (neu)  
 Erläuternder Bericht: 1.3.4 sowie 2.2.1  
 

Nein 
 
Bemerkungen: 
Solange grundlegend strategische Fragen zum Netzausbau nicht geklärt sind, lehnt der SGB die 
Regelungen ab. Die Kosten des Netzausbaus sind nebst dem Rückbau der AKW die grösste Fi-
nanzinvestition in der Energiewende. Die Ausrichtung von Forschung und Entwicklung im Netz-
bereich ist ebenfalls offen. Es ist nicht vertrauensbildend, wenn Rechtsmittel auf Vorrat be-
schränkt werden und dadurch auch noch allfällig falsche Investitionen begünstigt würden. 

31 Sind Sie mit den vorgeschlagenen Regelungen zur Einführung und Kostentragung von intelli-
 genten Messsystemen einverstanden? 
 Dies betrifft insbesondere die Delegationsnormen zur Einführung und zur Festlegung von 
 Mindestanforderungen sowie die Möglichkeit für die Netzbetreiber, die Kosten der Einführung 
 gesetzlich vorgeschriebener intelligenter Messsysteme als anrechenbare Netzkosten auf die 
 Endkundinnen und  -kunden zu überwälzen 
 Stromversorgungsgesetz, Art. 15 Abs.1 und 1bis (neu) sowie Art. 17a (neu)  
 Erläuternder Bericht: 1.3.4 sowie 2.2.8 
 

Nein 
 
Bemerkungen: 
Der SGB lehnt diese Regelungen zum jetzigen Zeitpunkt ab, da a) die Netzstrategie nicht vorliegt, 
b) die Smart Grid Roadmap nicht bekannt ist und c) die flächendeckende Einführung von Mess-
systemen als Teil eines Smart Grid erst notwendig wird, wenn der Anteil fluktuierender Energie im 
Netz einen definierten Schwellenwert übersteigt. Davon dürfte die Schweiz noch Jahre entfernt 
sein. Der Nutzen der Einführung dieser Messsysteme für die Endverbraucher ist zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht klar, von diesen aber würde sie via Netzzuschlag auf dem Strompreis finanziert.  
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Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Dore Heim 
Präsident Geschäftsführende Sekretärin 

123 DH/es 


